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ZumerstenAdvent veröffentlicht
SP-Co-Präsidentin Mattea Mey-
er auf Instagram ein andächti-
ges Bild, einTeebecher auf einem
Holztisch, warmes Licht. «Ich
fühle eine grosse Erschöpfung»,
schreibt Meyer dazu. Sie wer-
de deshalb ab sofort eine Pause
machen und an derWintersessi-
on des Parlaments in Bern nicht
teilnehmen.

Meyer, 38-jährig, seit zehn
Jahren im Nationalrat, seit fünf
Jahren Co-Präsidentin der SP
Schweiz, Mutter zweier Kinder,
erhielt dafür überNachtmehr als
3000 Likes und zahlreiche Kom-
mentare. Es regnete Emoji-Herz-
chen, auch der frühere SP-Bun-
desrat Alain Berset schickte ei-
nes. In sozialenMedien tauchten
allerdings auch hämische Kom-
mentare auf – im Stil von: Dann
soll sie doch gleich zurücktreten.

Meyers Gegenpart an der Par-
teispitze, CédricWermuth, über-
nimmt nun für eineWeile: «Wir
sind ein Co-Präsidium. Damit
können wir uns gegenseitig un-
terstützen», sagt er. Wie lange,
ist nicht klar,Meyer äusserte sich
dazu nicht. Sie dürfte aber einige
Wochen lang abwesend sein. Die
Wintersession dauert bis zum
19.Dezember, danach folgtWeih-
nachten, der Politbetrieb pau-
siert dann für einige Tage.

Es ist nicht die erste Pause bei
den beiden SP-Chefs. «Wirhaben
einander auch in derVergangen-
heit immer mal wieder entlas-
tet, für einen Abend oder für ein
Wochenende, als ich mit meiner
Familie auf Reisen ging und als
Mattea Meyer imMutterschafts-
urlaub war», sagt Wermuth. Vor
zwei Jahren reiste er zweiMona-
te lang durch Asien.

Belastung durch
Parteipräsidium
«Mattea Meyer und ich haben
immer wieder darüber disku-
tiert, wie wir unsere Arbeitsbe-
lastung so verteilen, dass sie er-
träglich ist», sagt Wermuth. «Es
kann jeden und jede treffen. Ich
habe auch schon eine präventi-
veAuszeit genommen, umDruck
abzubauen und Zeit mit meiner
Familie zu verbringen.» Er habe
spätestens seit derWahl 2023 ge-
wusst, dass es härterwerde, sagt
der Nationalrat aus Zofingen.
Damals gewannen die konserva-
tiven Parteien. «Aber eigentlich
bewegenwir uns seit der Covid-
Pandemie politisch permanent
im Krisenmodus. Die Medien
drehen schneller, die sozialen
Medien, dieweltpolitische Lage.»

Kommt hinzu: Kaum jemand
steht so unter Dauerdruck wie
Parteipräsidentinnen und -prä-
sidenten. Von ihnen wird dau-
ernde Erreichbarkeit erwartet,
Präsenz im ganzen Land – und
eine Meinung zu jedem Thema.
Entsprechend exponiert sind sie.

Aber Politiker seien wie alle
anderen Menschen, sagt Wer-
muth: In einer Umfrage der Ge-
werkschaft Travailsuisse sagten
jüngstmehr als 4 von 10 Beschäf-
tigten, sie seien nach der Arbeit
emotional erschöpft. «Der Um-
gang mit Erschöpfung ist offe-

ner geworden», sagt Wermuth.
«Unter anderem hat dieAbstim-
mung über die Pflegeinitiative
die Diskussion rund um chroni-
schen Stress und Überarbeitung
lanciert.DieseThemen sind nicht
mehr tabu, und das ist gut so.»

Nik Gugger: Postulat
für Burn-out-Prävention
Laut Bundesamt für Statistik ist
derAnteil jener, die durch dieAr-
beit gestresst sind, in zehn Jah-
ren von 18 auf 23 Prozent gestie-
gen. ImArbeitsbereich gilt Stress
als grösstes Gesundheitsrisiko.

Der Winterthurer EVP-Nati-
onalrat Nik Gugger reichte dazu
ein Postulat ein, in dem er den
Bundesrat auffordert, Präventi-
on gegen Burn-outs zu fördern.
«Einmal mehr betrifft es uns in
der Bundespolitik direkt», sagt
nunGugger, derwieMatteaMey-
er inWinterthurwohnt.AlsMey-
ers Kollege empfinde er Anteil-
nahme und Verständnis für ihre
Erschöpfung. Die gesundheit-
lichen Folgen der Arbeitsbelas-
tungwürden in der Schweiz noch

viel zu wenig ernst genommen.
«Ich plane, einen Politik-Leit-
faden zu schreiben. Ein Kapitel
widmet sich der Frage, wie blei-
be ich in der Politik gesund?»,
sagt der EVP-Nationalrat. «Den
Leutenmuss es Freude machen,
sonst gehen sie nichtmehr in die
Politik.Mir sagen viele Kollegen,
sie würden sich ein solches Amt
nicht antun.»

Der Vizepräsident der EVP
Schweiz versucht, sich die nöti-
gen Zeitinseln freizuhalten: zwei
bis drei freieAbende proWoche –
oder in Bern zwischendurch ein
Ausflug an dieAare, den Kopf lüf-
ten «und nichts denken». Wäh-
rend der Session steige die Be-
lastung während dreierWochen
sprunghaft an: Erste Sitzungen
fänden oft schon um 7 Uhr statt,
dann sei das Programm oftmals
durchgetaktet bis Mitternacht.
Am ersten Tag der Parlaments-
session am Montag erreich-
ten ihn vier Dutzend wichtige
E-Mails innerhalb von vier Stun-
den, dazu Nachrichten über alle
möglichen Apps.

Dann zeigt Guggers smarte Uhr
einen hohen Puls – ein Zeichen
dafür, dass der Körper gestresst
ist. Und dass der 55-Jährige reif
ist für eine Zeitinsel. Dazugelernt
habe er, als er nach einem schwe-
ren Unfall die Sommersession
verpasste: «Ich musste lernen:
Es geht auch ohne Nik Gugger.
Das klingt etwas seltsam, aber es
ist nicht so einfach, loszulassen.
Es lehrte mich: Mut zur Lücke.»

Anna Rosenwasser:
«Schwäche zeigen»
Die Erfahrung, dass es nicht so
einfach ist,macht auchAnna Ro-
senwasser.Die Zürcher SP-Politi-
kerin ist Erste-Hilfe-Instruktorin
für psychische Gesundheit und
hat vor ihrerWahl in den Natio-
nalrat Workshops dazu geleitet.
«Wenn ichTermine absage, fühle
ich mich schlecht und schuldig.
Aber ich habe gelernt, es zu ma-
chen,wennmein Körpermir ent-
sprechende Signale gibt.»

Die Nachricht, dass Mattea
Meyer eine Auszeit nehme, habe
sie erleichtert zur Kenntnis ge-

nommen, und zwar aus zwei
Gründen, sagt Rosenwasser.
«Erstens: Sie erkennt ihre Si-
tuation und handelt. Zweitens:
Die SP ist eine Partei, diemit Co-
Ämtern arbeitet. Das erweist sich
jetzt als grosser Vorteil.»

Die 35-jährige Rosenwasser
wünscht sich, dass mehr Poli-
tikerinnen und Politiker, über-
haupt Personen,die in derÖffent-
lichkeit stehen, den Mut haben,
Schwäche zu zeigen.«Diemeisten
Menschen erkennen sich darin
wieder. Wenn öffentliche Perso-
nen zugeben, dass sie überlastet
sind, schafft das Verbundenheit
und führt dazu, dass Politikerin-
nen und Politiker vermehrt auch
konstruktive Kritik ernten.»

Durchbeissen und sich nichts
anmerken lassen sei ein falsch
verstandenes Zeichen von Stär-
ke, sagt Rosenwasser. Auch auf
politischer Ebene müsse diese
Tendenz überwunden werden:
«Es ist beispielsweise nichtmög-
lich, dass sich Parlamentsmit-
glieder im Rat vertreten lassen,
wenn sie krank sind. Das führt
zu einem unglaublichen Druck,
trotz Krankheit präsent zu sein.»

Ob Mattea Meyer krankge-
schrieben ist, hat sie nichtmitge-
teilt. Für ihre Entschädigung ist
die Frage entscheidend. Das Jah-
reseinkommen der Parlaments-
mitglieder beträgt 26’000 Fran-
ken. Hinzu kommt ein Taggeld
von 440 Franken pro Sitzungs-
tag, etwa während der Session.
Bei Krankheit erhalten sie 30
Tage lang die volle Höhe derTag-
gelder, danach noch 80 Prozent,
während maximal zweier Jahre.

Erschöpfung nach
hartenWahlkämpfen
Mitunter sind auch SVP-Politi-
ker betroffen. So hat Christoph
Blocher zwei Jahrzehnte nach
demNein zum EWR-Beitritt von
1992 öffentlich gemacht, dass er
damals nach demAbstimmungs-
kampf erschöpft gewesen sei
und eineAuszeit gebraucht habe.
«Heute würde man von einem
Burn-out sprechen», sagte Blo-
cher 2012. Seine Mitstreiter hät-
ten denAbstimmungssieg gefei-
ert, er selber sei ins Bett gegan-
gen.Und danach für dreiWochen
in eine Jagdhütte.

Jacqueline Badran erlebte vor
drei Jahren nach einem anstren-
gendenAbstimmungskampf eine
ähnliche Situation. Die Stem-
pelsteuer-Vorlage, gegenwelche
die SPdas Referendum ergriffen
hatte, wurde Anfang 2022 klar
abgelehnt. Badran vergoss vor
der Kamera Tränen der Erleich-
terung und Erschöpfung. Es sei
anstrengend gewesen, sagte sie.
Wenig später kündigte sie an, auf
Anraten ihres Hausarztes eine
Auszeit zu nehmen.

Heute sagt Badran rückbli-
ckend, sie habewährend derAus-
zeit schlicht keine Medien kon-
sumiert – «ausser Rezepte der
‹New York Times›». Dafür habe
sie ohne Ende gute Bücher gele-
sen. Das habe ihr sehr geholfen.
«Heute halte ich meinen Medi-
enkonsum – und damit meine
ich längst nicht nur die sozia-
len Medien – immer noch redu-
ziert, was als Politikerin nicht
ganz einfach ist.»

Auszeit wegen «schwerer Erschöpfung» –
Politiker sprechenMatteaMeyerMut zu
Arbeitspause SP-Co-Präsidentin Mattea Meyer zieht sich vorübergehend aus der Politik zurück.
Co-Präsident Cédric Wermuth und weitere Politikerinnen und Politiker erzählen von ihrem eigenen Umgangmit dem Thema.

«Mir sagen
viele Kollegen,
sie würden sich
ein solches Amt
nicht antun.»
Nik Gugger, EVP-Nationalrat

SP-Co-Präsidentin Mattea Meyer teilte auf Instagram mit, dass sie wegen einer schweren Erschöpfung eine Auszeit benötige. Foto: Adrian Moser
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Es ist islamkritisch und mäch-
tig: Das Egerkinger Komitee
war mit der Minarettinitiative
2009 und dem Verhüllungsver-
bot 2021 gleich zweimal an der
Urne erfolgreich – und hat da-
mit gezeigt, wie weit man mit
emotional aufgeladenen Reli-
gionskontroversen die politische
Diskussion dominieren kann.

Nun lanciert das SVP-nahe
Komitee unter seinemPräsiden-
ten, dem ehemaligen SVP-Na-
tionalrat Walter Wobmann, das
nächste Projekt. Mit einer Peti-
tion und Vorstössen im Parla-
ment will es ein Kopftuchverbot
an Schulen für Lehrerinnen und
für Mädchen bis 16 Jahre durch-
setzen.

Gestern hat das Komitee seine
Petition mit über 12’000 Unter-
schriften bei der Bundeskanzlei
eingereicht.Die Petitionverlangt,
dass an öffentlichen Schulen kei-
ne Kopftücher mehr getragen
werden dürfen –wedervon Leh-
rerinnen nochvon Schülerinnen.
Eine Petition ist allerdings poli-
tisch nicht verbindlich.

Der Bundesrat lehnt
ein solches Verbot ab
Darumwird das Komitee dasAn-
liegen zusätzlich mit zwei sepa-
raten Vorstössen vorantreiben.
Laut dem Geschäftsführer des
Komitees, Anian Liebrand, ver-
langt der erste vom Bundesrat
die Einführung eines Verbots
von Kopftüchern, «welche das
Haupt nach islamischen Tradi-
tionen verhüllen». Das Verbot
soll Schülerinnen im Alter von
bis zu 16 Jahren an Kindergärten
und Schulen betreffen.Der zwei-
te Vorstoss fordert dasselbe Ver-
bot bei Angestellten der öffentli-
chenHand bei derAusübung ih-
rer amtlichen Tätigkeit.

«Bei den Lehrerinnen leh-
nen wir das Kopftuch aus Grün-
den der staatlichen Neutralität
ab, bei den Mädchen geht es um
denDiskriminierungsschutz der
Mädchen selber – sie sollen sich
in der Schule frei entfalten kön-
nen, ohne jeglichen Zwang», sagt
Liebrand.

Der Bundesrat lehnt ein sol-
ches Verbot ab, wie er vor kur-
zem in seinerAntwort auf einen
Vorstoss von Lega-Nationalrat
LorenzoQuadri schrieb.DasBun-
desgericht habe ein generelles
Kopftuchverbot für Schülerinnen
2015 als verfassungswidrigen
Eingriff in die Religionsfreiheit
eingestuft.

Bei Lehrerinnen hingegen über-
wiegt gemäss dem Bundesrat
das Interesse an der konfessio-
nellen Neutralität des Staates.
Deshalb ist ein Verbot des Kopf-
tuchs für Lehrpersonen bereits
heute möglich.

Aber der Bundesrat erklärt
sich für nicht zuständig: Kopf-
tuchregeln an öffentlichen Schu-
len seien Sache der Kantone,
heisst es in der Stellungnahme.

ImKanton Zürichwill die SVP
diese Frage deshalb mit einem
neuen Gesetz klären. Die Partei
hat im Kantonsrat eine Motion
eingereicht, die «das Tragen von
Kleidungsstücken, die den Kopf

von Frauen undMädchen aus re-
ligiösen oderweltanschaulichen
Gründen bedecken», an öffentli-
chen Schulen verbieten will.

SVP verweist auf
das Volksschulgesetz
Zur Begründung verweist die
Partei darauf, dass sich das
Volksschulgesetz an christlichen
Werten orientiere. Muslimisch
begründete Kopfbedeckungen
widersprächen diesenWerten.

Gegenüber der NZZ erklärten
Fachleute, dass ein schweizwei-
tes Kopftuchverbot für Schüle-
rinnen juristisch auf wackligen
Beinen stünde. Aus Sicht von

Lorenz Engi, einem Religions-
rechtler an der Universität Frei-
burg, ist ein allgemeines Verbot
in einem Gesetz kaum durch-
setzbar, da internationale Men-
schenrechtsgarantien zu beach-
ten wären.

AndererMeinung ist das Eger-
kinger Komitee: «Gemäss unse-
renAbklärungen ist es klar, dass
sich ein Kopftuchverbot an Schu-
len verfassungskonform umset-
zen lässt», sagt Geschäftsführer
Liebrand.

In einem Urteil habe der Eu-
ropäische Gerichtshof für Men-
schenrechte entschieden, dass
das Verbot des Tragens auffälli-

ger religiöser Symbolewie Kopf-
tücher in der Schule nicht ge-
gen die Europäische Menschen-
rechtskonvention des Europarats
verstosse.

Für die muslimische Ver-
bandsvertreterin Djeneta Rama-
dani wären Kopftuchverbote für
Mädchen ein «massiver Ein-
schnitt». Es gebe nicht einmal
Schätzungen dazu,wie viele Leh-
rerinnen und Schülerinnen in
der Schweiz überhaupt ein Kopf-
tuch trügen. Das Argument, es
brauche ein Kopftuchverbot,weil
vieleMädchen zumKopftuch ge-
zwungen würden, bleibe damit
«absolut schwammig».

Egerkinger Komitee startet neue Islamdebatte
Religionsfreiheit Mit einer Petition und neuen politischen Vorstössen treibt das Egerkinger Komitee ein Kopftuchverbot
an Schulen voran. Fachleute warnen vor heiklen Eingriffen in die Religionsfreiheit.

Bei Lehrpersonen
ist ein Verbot
des Kopftuchs
bereits heute
möglich.

Der amerikanische Pharmakon-
zern informierte gestern, dass er
fehlerhafte Blutzuckersensoren
für Diabetikerinnen und Diabe-
tiker in Umlauf gebracht habe.
Dies zeigt eine Recherche der
«Aargauer Zeitung» (AZ). Be-
troffen waren laut Mitteilung
von Abbott mehrere Serien der
Sensoren Freestyle Libre 3 und
Libre 3 Plus: Die Sensoren zeig-
ten zu tiefe Blutzuckerwerte an.
Es drohen deshalb «ernsthafte
Gesundheitsrisiken, einschliess-
lichmöglicherVerletzungen oder

Todesfälle», schrieb Abbott wei-
ter. Insgesamt seien bei Abbott
736 Berichte eingegangen über
«schwerwiegende unerwünsch-
te Ereignisse». SiebenTodesfälle
stehen potenziell mit den defek-
ten Sensoren in Zusammenhang.

Ersatz erst in fünf Tagen
In den USA sind rund 3 Millio-
nen fehlerhafte Geräte im Um-
lauf, in der Schweiz dürfte die
Zahl bei mehreren Hunderttau-
send liegen, wie die Aufsichts-
behörde Swissmedic gegenüber

der «Aargauer Zeitung» mitteil-
te. Betroffene in der Schweiz
können erst nach fünf Tagenmit
Ersatz rechnen.

Blutzuckersensoren sehen aus
wie Pflaster und messen kon-
tinuierlich den Glukosespiegel
im Blut. Menschen mit Diabetes
nutzen sie, um den Blutzucker
zu überwachen und bei Bedarf
Insulin zu spritzen oder die Er-
nährung anzupassen. Wird der
falsche Wert angezeigt, kann es
sein, dass die Betroffenen zu viel
Kohlenhydrate zu sich nehmen

oder ihr Insulin nicht rechtzei-
tig spritzen. «Das kann für Dia-
betiker fatal sein», sagte ein Be-
troffener gegenüber derAZ: «Ein
vom Gerät falsch gemessener
Blutzuckerwert kann längerfris-
tig zu Erblindung,Beinamputati-
on oder zu einemKoma führen.»

KeineMedienmitteilung
DerUS-Pharmakonzern hat ges-
tern laut «Aargauer Zeitung» zu-
erst die Betroffenen selbst und
anschliessend Swissmedic, Ärz-
tinnen und Ärzte sowie Apothe-

ken via E-Mail über die defekten
Sensoren informiert.

Die Aufsichtsbehörde Swiss-
medicwiederumverzichtete dar-
auf, über ihre Kanäle auf die feh-
lerhaften Sensoren hinzuwei-
sen und eine Medienmitteilung
zu verschicken. Der betroffene
Diabetes-Patient kritisierte das
gegenüber der AZ: «Es gibt Be-
troffene, die nicht jeden Tag ihr
Mail anschauen. Sie haben viel-
leicht jetzt extrem hohe Werte
und können schlimmstenfalls
ins Koma fallen.»

Swissmedic sah lautAZvon einer
Medienmitteilung ab,weilAbbott
die Konsumentinnen und Kon-
sumenten direkt kontaktieren
konnte. In anderen Fällen sei das
nicht der Fall: Deshalb warnte
Swissmedic etwa vergangene
Woche davor, dassmehrere Char-
gen des Algifor-Schmerzmittels
Plastikabrieb enthalten könnten.

Abbottmusste bereits vergan-
genen Sommer vor fehlerhaften
Blutzuckersensoren warnen.

Anna Luna Frauchiger

Firma verkaufte fehlerhafte Blutzuckersensoren – auch in der Schweiz
Diabetes Sensoren des US-Pharmakonzerns Abbott zeigen zu tiefe Werte an. Für Patienten kann das tödlich sein.

In der Schweiz bald nicht mehr möglich? Eine Schülerin mit Kopftuch im Klassenzimmer. Foto: Funke Foto Services


